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Teil I 
Problemstellung 

A. Arbeitsplatzerhaltung in der Insolvenz 

Die Zahl der Unternehrnensinsolvenzen nimmt seit Jahren ständig zu. 1 Auch 
die Zahl der arbeitslos gemeldeten Einwohner in der Bundesrepublik ist seit 
Jahren hoch.2 Durch die Unternehrnensinsolvenzen gehen eine Vielzahl von Ar-
beitsplätzen verloren. 3 

Verfahrensziel ist gemäß § 1 InsO die gemeinschaftliche Befriedigung der 
Gläubiger durch bestmögliche Verwertung des Schuldnervermögens. 4 

1 Nach der Insolvenzstatistik des Statistischen Bundesamtes (ZIP 97, 1766, 1768; 
ZIP 98, 1981 ff; NZI 4/99, S. VII) und des Verbandes der Vereine Creditrefonn (ZinsO 
01, 20) steigt die Zahl der Insolvenzen seit 1991 mit Ausnahme des Jahres 1999 ständig 
an: 

1991: 13.393 Insolvenzen, davon 8.837 Unternehmen 
1992: 15.302 Insolvenzen, davon I 0. 920 Unternehmen 
1993:20.298 Insolvenzen, davon 15.148 Unternehmen 
1994: 24.928 Insolvenzen, davon 18.837 Unternehmen 
1995: 28.785 Insolvenzen, davon 22.344 Unternehmen 
1996: 31.471 Insolvenzen, davon 25.530 Unternehmen 
1997: 33.398 Insolvenzen, davon 27.474 Unternehmen 
1998:33.977 Insolvenzen, davon 27.828 Unternehmen 
1999: 33.870 Insolvenzen, davon 26.620 Unternehmen 
2000: 40.400 Insolvenzen, davon 27.500 Unternehmen. 
2 Nach der Arbeitslosenstatistik der Bundesanstalt filr Arbeit (Strukturanalyse 1996, 

S.7, 117; ANBA 11/97, S. 1569, ANBA Arbeitsmarkt 1998, S. 16) hat sich die Zahl der 
Arbeitslosen von 1992 bis 1997 ständig erhöht und ist 1998 auf hohem Niveau fast kon-
stant geblieben (Zahlen jeweils Ende September, 1998: Jahresdurchschnitt): 1992: 
2.894.178; 1993: 3.447.070; 1994: 3.493.319; 1995: 3.521.044; 1996: 3.848.499; 1997: 
4.308.000; 1998: 4.279.287. Im Jahr 1999 ist die Arbeitslosenzahl im Jahresdurchschnitt 
leicht auf4.099.200 zurückgegangen (Kleinhenz, Gutachten B zum 63. DJT, S, B 14). 

3 1999 betrug die Zahl der Gesamtarbeitsplatzverluste durch Unternehmensinsolven-
zen in den alten Bundesländern ca. 291.000 und in den neuen Bundesländern ca. 
180.000 (Verband der Vereine Creditreform NZI 01, 78). 

4 Gesetzesentwurf der Bundesregierung, Entwurf einer Insolvenzordnung, BR-Drs. 
1/92, S. 83 "investive Verwertung"; Balz in: Kölner Schrift zur Insolvenzordnung, S. 3, 
4, 7 ff; Belling!Hartmann, NZA 98, 57, 63; Braun!Uhlenbruck, Unternehmensinsolvenz, 
S. 106, 169, 454 mwN; Uh1enbruck in: Graf-Schlicker/Maus/Uhlenbruck, S. 4 ff Rn. 
10- 14. 

2 Schulz 
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Ist der insolvente Schuldner ein Unternehmen, so ist gemäß § 1 Satz 1 InsO 
neben der Verwertung der einzelnen Vermögensgegenstände durch Veräuße-
rung ausdrücklich auch der Erhalt des Unternehmens als Möglichkeit der Gläu-
bigerbefriedigung im Insolvenzverfahren genannt.5 Die Befriedigung der Gläu-
biger kann hier zum einen durch zeitweilige Fortführung des zu sanierenden 
Schuldnerunternehmens6 aus dem Überschuss, zum anderen durch übertragende 
Sanierung7 aus dem Überschuss der Übernahmegesellschaft und/oder dem Ver-
kaufserlös der Übertragung erfolgen. 8 

In der Insolvenz bedeutet die Zerschlagung des Unternehmens durch Stille-
gung des Betriebes und Veräußerung der einzelnen Vermögenswerte nicht nur 
eine große Wertevernichtung,9 sondern auch den Totalverlust der Arbeitsplät-
ze.10 Diese negativen Auswirkungen der Insolvenz können durch Sanierung ei-
nes Unternehmens in der Insolvenz mittels Reorganisation oder Übertragung 
auf einen neuen Unternehmensträger verhindert bzw. verringert werden. 11 Die 

5 Nach Bork, Rn. 355 ist die Erhaltung des Unternehmens nach § I InsO sogar eigen-
ständiges VerfahrenszieL 

6 Braun!Uhlenbruck, Unternehmensinsolvenz, S. 453. 
Die zeitweilige Fortfiihrung des Schuldnerunternehmens kann zB geboten sein, wenn 

eine übertragende Sanierung zum Verlust von Konzessionen oder Schutzrechten fiihrt 
oder die Verlustvorträge von der Übernahmegesellschaft nicht gemäß§§ 8 Abs.4 KStG, 
12 Abs.3 Satz 2 UmwStG genutzt werden können (Maus in: Kölner Schrift zur Insol-
venzordnung, 707, 713, 716). 

7 Unter übertragender Sanierung ist die Übertragung eines Unternehmens, Betriebes 
oder Betriebsteiles vom insolventen Träger auf einen anderen, bereits bestehenden oder 
neu zu gründenden Rechtsträger im Wege der Einzelrechtsnachfolge ohne Übernahme 
der Verbindlichkeiten zu verstehen (vgl. Karsten Schmidt, ZIP 80, 328, 336). Gesell-
schafter der Übernahmegesellschaft können die Gesellschafter des insolventen Unter-
nehmens und/oder Dritte sein (Maus in: Kölner Schrift zur Insolvenzordnung, 707, 
711). 

8 Maus in: Kölner Schrift zur Insolvenzordnung, 707, 709. 
9 Die Zerschlagungswerte liegen in der Regel unter den Fortfiihrungswerten (Feuer-

born KTS 97, 171, 173; Pohlmann, S. 70 f Rn. 135, 138; Smid!Rattunde, S. 13, 26 
mwN). Dies wird bei halbfertigen Erzeugnissen besonders deutlich, die bei der Zer-
schlagung entsorgt werden müssten, bei der Fortfiihrung dagegen zu verkaufsfähigen 
Endprodukten weiterverarbeitet werden können. Forderungen gegen Kunden können bei 
Fortfiihrung in größerem Umfang realisiert werden, da aufrechenbare Schadensersatz-
forderungen wegen Nichterfiillung des Vertrages vermieden werden. Immaterielle Werte 
(Firmenwert, Kundenstamm, know how) lassen sich bei der Zerschlagung gar nicht rea-
lisieren. 

10 Pohlmann, S. 73 Rn. 141; Haarmeyer ZlnsO 98, !57; Smid!Rattunde, S. 22 
Rn. 63. Die jährlichen insolvenzbedingten Arbeitsplatzverluste werden auf ca. 50.000-
300.000 geschätzt (Düwell in: Kölner Schrift zur lnsolvenzordnung, 1103, 1104 mwN; 
Graf Lambsdorff ZIP 87, 809; Schmid, Kündigung und Kündigungsschutz, S. 13 ff 
mwN). Allein im ersten Halbjahr 1997 gingen durch Untemehmensinsolvenzen ca. 
236.000 Arbeitsplätze verloren (Beule In Vo 97, 197 Fn.3 mwN). 

11 Bundesministerium der Justiz (Hrsg.), Erster Bericht der Kommission fiir Insol-
venzrecht, Begründung zu Leitsatz 2.4.2.1 S. 228; Hess!Knörig, S. 225 Rn. D I, 2. 
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Unternehmenssanierung im Insolvenzfall ist damit auch ein volkswirtschaftlich 
gebotenes Ziel. 12 

Da die Insolvenzordnung gemäß §§ 1, 157 InsO der bestmöglichen Haf-
tungsverwirklichung zugunsten der Gläubiger und nicht der Verfolgung sozial-
politischer und volkswirtschaftlicher Zielvorgaben dient, 13 ist die Investitions-
oder Deinvestitionsentscheidung über Liquidierung, Reorganisation oder über-
tragende Sanierung als Verwertungsformen auf der Grundlage einer verglei-
chenden Rentabilitätsrechnung zu treffen. 14 Die zur Arbeitsplatzerhaltung not-
wendige Fortfiihrung des Geschäftsbetriebes setzt danach voraus, dass die 
Gläubiger dabei gegenüber einer Stilllegung und Veräußerung der einzelnen 
Vermögenswerte nicht schlechter gestellt werden. 15 Zur Fortfiihrung ist eine fi-

12 Bundesministerium der Justiz (Hrsg.), Erster Bericht der Kommission filr Insol-
venzrecht, S. 87; Beule InVo 97, 197 Fn.3; Gessner!Rhode/Strate/Ziegert, S.563 f; 
Karsten Schmidt, GutachtenD zum 54. DJT, S. D 24 f. 

Die Annahme, eine Betriebsfortfilhrung nach Insolvenzeröffnung mit reduzierten 
Personalkosten filhre zu einer Wettbewerbsverzerrung und einer Gefährdung von Ar-
beitsplätzen bei bisher wirtschaftlich gesunden Arbeitgebern (vgl. Heinze, Arbeitsrecht-
liche Aspekte der Insolvenzordnung, S. 97, 98; Timm ZGR 84, 293; Graf Lambsdorff 
ZIP 87, 809, 814; Braun!Uhlenbruck, Unternehmensinsolvenz, S. 423; Rieger, S. 302), 
bedarf einer differenzierteren Betrachtungsweise. In der Insolvenz kommt regelmäßig 
nur eine Abarbeitung des vorhandenen Auftragsbestandes in Betracht, um den Ge-
schäftsbetrieb wenigstens so lange fortzufilhren, bis die Voraussetzungen fiir eine über-
tragende Sanierung geschaffen worden sind (Maus in: Graf-Schlicker/Maus/Uhlenbruck, 
S. 43 fRn. 84 ff; Wellensiek, Verwendung der personellen und sachlichen Ressourcen, 
S. 115, 118). Diese Aufträge sind bereits vor Insolvenzeröffnung an das insolvente Un-
ternehmen vergeben worden. Der Preis hierfilr ist bereits vereinbart worden. Dass ande-
re Arbeitgeber diese Aufträge nicht erhalten, stellt keine insolvenzspezifische wirtschaft-
liche Schädigung dar. 

Im Übrigen ist die Fortfilhrung des Geschäftsbetriebes im Insolvenzverfahren von 
vornherein nicht auf Dauer angelegt. Die Betriebsfortfilhrung ist nach § I InsO durch 
das Verfahrensziel der Haftungsverwirklichung durch Vermögensverwertung begrenzt. 
Sie erfolgt in der Regel, um die Chance filr eine übertragende Sanierung aufrechtzuer-
halten (Braun!Uhlenbruck, Unternehmensinsolvenz, S. 559, 569). Gelingt die übertra-
gende Sanierung, wird dadurch eine konkret nachweisbare Zahl von Arbeitsplätzen er-
halten. 

Demgegenüber wird die Vermutung, dass die Betriebsfortfilhrung in der Insolvenz 
mehr Arbeitsplätze vernichtet als schaffi:, nicht durch aussagekräftiges Zahlenmaterial 
belegt (vgl. Timm aaO, GrafLambsdorffaaO). 

13 Bundesministerium der Justiz (Hrsg.), Referentenentwurf eines Gesetzes zur Re-
form des Insolvenzrechtes, BegründungS. B 83, 85; Engelhard ZIP 86, 1287, 1288; 
Maus in: Graf-Schlicker/Maus/Uhlenbruck, S. 174 f Rn. 61; Uhlenbruck in: Graf-
Schlicker/Maus/Uhlenbruck, S. 6 Rn. 13 fmwN. 

14 Amtliche Begründung zum Gesetzesentwurf der Bundesregierung einer InsO, BT-
Drs. 12/2443, S.76; Braun!Uhlenbruck, Unternehmensinsolvenz, S. 106, 187, 526. 

15 Maus in: Graf-Schlicker/Maus/Uhlenbruck, S. 174 f Rn. 60 f; Maus in: Kölner 
Schrift zur Insolvenzordnung, S. 707, 718, 725 fl). 




